




Nur leere Worte? Das palästinensische 
Versöhnungsabkommen und seine 
Umsetzung 
Laura Timm
Für die Zeit nach Ablauf des Fastenmonats Ramadan am 19. August 2012 hat der ägyp-
tische Präsident Muhammad Mursi weitere Bemühungen angekündigt, zwischen den 
palästinensischen Organisationen Fatah und Hamas zu vermitteln, um die Spaltung der 
palästinensischen Gebiete zu überwinden. 
Analyse
Das am 4. Mai 2011 von allen palästinensischen Parteien in Kairo unterzeichnete Ver-
söhnungsabkommen wurde in den Folgemonaten zwar formell durch mehrere Sonder-
vereinbarungen zwischen der Fatah und Hamas bestätigt, aber wesentliche Schritte zur 
Umsetzung des Abkommens sind seither von keinem der beteiligten Akteure unternom-
men worden. Damit bestätigt sich die Befürchtung, dass weder die Fatah noch Hamas 
bereit sind, das Ziel der palästinensischen Einheit über den eigenen Machterhalt zu stellen.
  Die innerpalästinensische Spaltung stellt ein entscheidendes Hindernis für die Eta-
blierung eines unabhängigen palästinensischen Staates dar und ist in der palästinen-
sischen Bevölkerung extrem unpopulär. 
  Steigender Druck aus der Bevölkerung und das Bedürfnis der Parteien nach einer 
strategischen Neuorientierung im Kontext des Arabischen Frühlings führten im Mai 
2011 zur Unterzeichnung des Versöhnungsabkommens in Kairo. Vorrangige Ziele 
des Abkommens sind die Bildung einer Einheitsregierung, die Durchführung von 
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen sowie die Integration der Hamas in die PLO.
  Das im Februar 2012 geschlossene Folgeabkommen von Doha zeugt zwar von einer 
Verbesserung der Kommunikation zwischen den Führungsebenen der beiden Kon-
fliktparteien, offenbarte jedoch auch Spannungen innerhalb der Hamas und wurde 
bis heute nicht implementiert.
  Die neuesten Entwicklungen sprechen dafür, dass das Versöhnungsabkommen lang-
fristig auf Eis gelegt werden wird. Die Überwindung der palästinensischen Spal-
tung liegt damit genauso wie die Implementierung einer Zweistaatenlösung nach 
wie vor in weiter Ferne. 
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Der palästinensische Konkurrenzkampf 
Der innerpalästinensische Konflikt, der im Juni 
2007 zur politischen und territorialen Spaltung der 
palästinensischen Gebiete führte, existiert bereits 
seit der Gründung der Hamas 1987. Seit die isla-
mistische Widerstandsbewegung Hamas während 
der ersten Intifada als politisch-militärischer Arm 
des Kampfes in Palästina aus der ägyptischen Mus-
limbruderschaft hervorging, besteht ein Konkur-
renzverhältnis zwischen den Islamisten und der 
säkular-nationalistischen Bewegung Fatah, die bis 
dahin die palästinensische politische Bühne domi-
nierte. 
Die Fatah-Bewegung wurde 1958/1959 als 
palästinensisch-nationalistische Befreiungsbewe-
gung gegründet und verfolgte ihr Ziel der Grün-
dung eines unabhängigen palästinensischen Staa-
tes zunächst mit gewaltsamen Mitteln. Im Verlauf 
der 1970er Jahre wurde der Schwerpunkt der 
Anstrengungen jedoch auf politisches und diplo-
matisches Handeln verlegt. Die Fatah bestimmte 
als stärkste Fraktion der PLO über Jahre hinweg 
die Interessen der Palästinenser und ihr charis-
matischer Vorsitzender Jassir Arafat wurde zum 
Gesicht des palästinensischen Befreiungskamp-
fes. Interne Machtkämpfe zwischen gemäßigten 
und radikalen Kräften innerhalb der Organisation 
sowie zwischen der „alten“ – seit den 1970er Jah-
ren ausschließlich aus dem Exil agierenden – und 
der „neuen Garde“ Fatahs schwächten die Bewe-
gung jedoch bereits in den 1980er Jahren. 
Die islamistische Bewegung Hamas entwickel-
te sich nach ihrer Gründung 1987 schnell zur ein-
flussreichsten Opposition in den palästinensischen 
Gebieten. Den Islamisten gelang es, durch Wohl-
tätigkeitsarbeit und soziale Projekte sowie durch 
ihren kompromisslosen Kampf gegen den Feind 
Israel ihre Popularität rasch auszubauen und sie 
begannen, mit der Fatah um Anhänger und Unter-
stützung zu konkurrieren. Insbesondere unter 
den sozial benachteiligten Bevölkerungsschich-
ten fanden die Islamisten großen Zulauf. Als die 
Fatah-Bewegung durch die Unterzeichnung der 
Friedensverträge von Oslo 1993 internationa-
le Legitimität erlangte und sich dazu verpflichte-
te, Gewalt gegen Israel zu verhindern, verschärfte 
sich der Konflikt zwischen den beiden rivalisieren-
den Bewegungen. Die Hamas, die den Friedens-
prozess als eine Kapitulation gegenüber Israel 
ablehnte, führte ihre Anschlagsserien gegen isra-
elische Soldaten und Zivilisten fort und wurde so 
zur Zielscheibe der von der Fatah dominierten, neu 
gegründeten Palästinensischen Autonomiebehör-
de (PA), deren Sicherheitskräfte mit der Begrün-
dung, Hamas würde den Friedensprozess torpe-
dieren, hart gegen Mitglieder und Unterstützer 
der Islamisten vorgingen. Als sich Ende der 1990er 
Jahre das Scheitern der Friedensverträge von Oslo 
abzeichnete, verstärkten sich Ressentiments gegen 
die PA, der Korruption und willkürliche Verhaf-
tungen vorgeworfen wurden. Die Fatah litt zuneh-
mend unter dem Widerspruch, sowohl die Rolle 
der Regierungspartei als auch die einer nationalen 
Befreiungsbewegung ausüben zu müssen. Dem-
zufolge verschärften sich die Spannungen und 
Machtkämpfe innerhalb der Bewegung. Im Gegen-
satz dazu gelang es der Hamas, die während der 
zweiten Intifada eine führende Rolle im bewaffne-
ten Kampf gegen die israelische Besatzung über-
nommen hatte, sich als homogene Bewegung zu 
präsentieren. Durch den Einsatz von Qassam-
Raketen und die Durchführung von Selbstmord-
anschlägen konnte sie ihre Popularität weiter stei-
gern und fand insbesondere unter den jungen und 
desillusionierten Palästinensern viele Anhänger. 
Als mit dem Tod Jassir Arafats im November 
2004 die Desintegration der Fatah weiter voran-
schritt, entschloss sich die Hamas, an den Parla-
ments- und Präsidentschaftswahlen teilzuneh-
men, die von Arafats Nachfolger Mahmud Abbas 
für 2005/2006 anberaumt worden waren. Die Isla-
misten, die mit der Fatah zuvor nur um sozialen 
Einfluss konkurriert hatten, positionierten sich mit 
dieser Entscheidung zur Teilnahme an den Wah-
len erstmals als Rivale der Fatah im Kampf um die 
politische Macht (Winkelkotte 2009: 70-72). 
Vom Bruderkampf zur palästinensischen 
Spaltung 
Die Teilnahme der Hamas an den Wahlen wur-
de von ihren Gegnern mit Sorge betrachtet, da sie 
ein gutes Abschneiden der Islamisten befürchte-
ten. Niemand rechnete jedoch mit einem Wahl-
sieg der Hamas. Als das Ergebnis der Parlaments-
wahlen am 25. Januar 2006 verkündet worden war, 
reagierten sowohl die Anhänger der Fatah als auch 
Israel und die internationale Gemeinschaft scho-
ckiert: Die Islamisten hatten die Wahl mit einem 
überraschenden Erdrutschsieg gewonnen und fast 
60 Prozent der Parlamentssitze erhalten. Zum ers-
ten Mal in ihrer 47-jährigen Geschichte musste 
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die Fatah – von Korruptionsvorwürfen, inneren 
Machtkämpfen und schwindender Glaubwürdig-
keit geschwächt –, die politische Bühne Palästinas 
den rivalisierenden Islamisten überlassen. 
Obwohl die palästinensischen Wahlen 2006 
auch aus der Sicht internationaler Beobachter weit-
gehend frei, fair und friedlich verlaufen waren, war 
die Fatah nicht bereit, das Wahlergebnis zu akzep-
tieren und die politische Macht an die Hamas abzu-
geben. Auch Israel und die westlichen Staaten wei-
gerten sich, die von der Hamas gebildete Regierung 
anzuerkennen und die palästinensische Verwal-
tung weiterhin finanziell zu unterstützen, solange 
sich die neue Regierung nicht zur Gewaltlosigkeit, 
Anerkennung Israels und zur Einhaltung aller bis-
herigen Abkommen verpflichtete – den sogenann-
ten Prinzipien des Nahost-Quartetts. Dabei war 
allen Beteiligten klar, dass es für die Hamas-Regie-
rung unmöglich war, sich umgehend zu diesen 
Prinzipien zu bekennen, ohne ihre Glaubwürdig-
keit zu verspielen. Entsprechend ihrer Androhun-
gen, boykottierte die internationale Gemeinschaft 
die neue palästinensische Regierung und stell-
te jegliche Zahlungen von Hilfsgeldern an die PA 
ein. Die schwere Wirtschaftskrise, die hierdurch 
ausgelöst wurde, konnte auch durch eine ersatz-
weise Stärkung des NGO-Sektors nicht kompen-
siert werden und führte zu steigender Arbeitslosig-
keit, Armut und Kriminalität. Durch eine gezielte 
Unterstützung der Fatah wurde zudem der Kon-
flikt zwischen den beiden Bewegungen von der 
internationalen Gemeinschaft weiter angeheizt. 
Obwohl Führungskräfte der Fatah die Einstellung 
der Zahlung von Hilfsgeldern offiziell verurteil-
ten, unterstützten sie insgeheim die kompromiss-
lose Politik gegenüber ihren Rivalen und hofften, 
dass Hamas auf diese Weise langfristig zum Auf-
geben gezwungen und Fatahs Weg zurück in die 
Regierung geebnet würde. Gleichzeitig weigerten 
sie sich, die Kontrolle über die Sicherheitskräfte 
an die Hamas abzugeben und verstärkten Abbas 
Präsidentengarde, weshalb die Islamisten einen 
Putsch durch die Fatah befürchteten und began-
nen, einen eigenen regierungstreuen Sicherheits-
apparat aufzubauen. Beide Lager fingen an, Waf-
fen und Munition zu horten, während bewaffnete 
Auseinandersetzungen zunehmend Tote und Ver-
letzte forderten. 
Um eine Eskalation der Machtkämpfe zu ver-
hindern, führten Präsident Abbas und Hamas 
Premierminister Ismail Haniyah monatelang Ver-
handlungen, die im Februar 2007 schließlich in 
der Unterzeichnung des Versöhnungsabkommens 
von Mekka mündeten. Die darauffolgende Etab-
lierung einer Einheitsregierung hatte jedoch weder 
die Wiederaufnahme der Zahlungen von Hilfs-
geldern durch die internationale Gemeinschaft 
zur Folge, noch konnte sie den Konflikt zwischen 
den rivalisierenden Parteien beilegen. Begünstigt 
durch die schwierige wirtschaftliche Situation, 
gewannen radikale Strömungen auf beiden Seiten 
die Oberhand und trieben die Milizenbildung und 
Militarisierung weiter voran. Das ohnehin gerin-
ge Vertrauen zwischen den Konfliktparteien wur-
de so weit beeinträchtigt, dass sowohl Hamas als 
auch die Fatah davon überzeugt waren, der Geg-
ner plane das Versöhnungsabkommen von Mek-
ka zu torpedieren und die politische Macht mit 
ausländischer Hilfe gewaltsam an sich zu reißen. 
Als die Hamas erfuhr, dass die USA mit Einwilli-
gung Israels große Waffenlieferungen aus Ägypten 
an Sicherheitskräfte der Fatah unterstützten, eska-
lierte die Situation Anfang Juni 2007 in mehrtägigen 
bürgerkriegsartigen Ausschreitungen im Gazastrei-
fen, die von der Fatah später als „blutiger Coup“ 
bezeichnet wurden. In der Nacht zum 14. Juni 
2007 hatten die Islamisten die Kontrolle über alle 
Fatah-Institutionen sowie das Anwesen des Präsi-
denten und das Hauptquartier der Sicherheitskräf-
te in Gaza erlangt. Präsident Abbas löste darauf-
hin die Einheitsregierung auf, rief den Notstand 
aus und beauftragte den scheidenden Finanzmi-
nister Salam Fayyad mit der Übernahme der Regie-
rungsgeschäfte im Westjordanland. Damit war das 
Versöhnungsabkommen von Mekka gescheitert, 
und das Vertrauensverhältnis zwischen den bei-
den Bewegungen nachhaltig zerrüttet (ICG 2007). 
Die Etablierung zweier unterschiedlicher Regie-
rungen in Gaza und Ramallah stellte den Anfang 
der neuerlichen palästinensischen Spaltung dar, 
die sich in den darauffolgenden Monaten und Jah-
ren manifestierte. Während die von Fayyad geführ-
te Autonomiebehörde sofort internationale Aner-
kennung erlangte und begann, mit ausländischen 
Finanzhilfen den Aufbau staatsähnlicher Institutio-
nen im Westjordanland voranzutreiben, wurde die 
Hamas-Regierung international isoliert und blo-
ckiert – mit verheerenden Folgen für die Lebensbe-
dingungen der palästinensischen Bevölkerung im 
Gazastreifen. Die Hamas reagierte auf die Blocka-
de mit dem Ausbau eines umfangreichen Tunnel-
systems an der ägyptischen Grenze und intensivem 
Raketenbeschuss des israelischen Grenzgebietes. 
Der Gaza-Krieg im Winter 2008/2009, durch den 
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die operative Basis der Hamas sowie nahezu die 
gesamte Infrastruktur im Gazastreifen zerstört 
wurden, war die Folge. Im Nachgang des Gaza-
Kriegs verlegten sich sowohl die Hamas im Gaza-
streifen als auch die Fatah im Westjordanland dar-
auf, ihre eigenen Machtpositionen zu festigen.
Ein palästinensischer Frühling?
Die Geschehnisse des Arabischen Frühlings gingen 
auch an den Palästinensern nicht spurlos vorüber. 
Als Anfang 2011 mit den Umstürzen in Tunesien 
und Ägypten der Arabische Frühling begann, ins-
pirierte dies tausende junge Menschen im Gaza-
streifen und im Westjordanland, ihre Frustration 
über die Situation in den palästinensischen Gebie-
ten öffentlich zum Ausdruck zu bringen. Dabei rich-
teten sich die Proteste jedoch nicht wie gewöhn-
lich gegen die andauernde Besatzung durch Israel 
und den zunehmenden Bau illegaler Siedlungen 
im Westjordanland, sondern primär gegen die poli-
tische Führung in Gaza und in Ramallah, die durch 
ihr Verhalten die palästinensische Spaltung her-
beigeführt und die Palästinenser auf diese Weise 
immer weiter von ihrem Ziel eines unabhängigen 
palästinensischen Staates entfernt hatte. Die zen-
trale Forderung der Demonstranten war die Wie-
derherstellung der palästinensischen Einheit, um 
der Besatzungsmacht Israel geschlossen entgegen-
treten zu können. 
Die Proteste, die am 15. März 2011 ihren Höhe-
punkt erreichten, setzten die Machthaber in Gaza 
und Ramallah zunehmend unter Druck. Beide 
Regierungen waren zuletzt mit der Umsetzung 
ihrer politischen Ziele gescheitert. Abbas und sei-
ner Fatah war es nicht gelungen, einen Durchbruch 
in den Verhandlungen mit Israel zu erreichen und 
die Implementierung einer Zweistaatenlösung 
voranzutreiben. Die unnachgiebige Haltung der 
israelischen Regierung unter Ministerpräsident 
Benjamin Netanjahu, der kontinuierliche Bau ille-
galer Siedlungen und die inkonsistenten Vermitt-
lungsbemühungen der USA hatten vielmehr zu 
der Erkenntnis geführt, dass durch Verhandlun-
gen mit Israel keine Friedenslösung zu erwarten 
sei. In seinen Bemühungen, die internationale Auf-
merksamkeit weiterhin auf das palästinensische 
Problem zu lenken, entschloss sich Abbas daher 
zu dem Versuch, die Anerkennung eines paläs-
tinensischen Staates bei den Vereinten Nationen 
zu erlangen. Die palästinensische Spaltung stellt 
hierfür jedoch eine Hürde dar: Damit ein Gebiet 
als Staat anerkennt werden kann, muss eine Staats-
gewalt existieren, die die Kontrolle über alle Teile 
des beanspruchten Staatsgebietes ausübt. Solange 
der Hamas die effektive Kontrolle im Gazastreifen 
obliegt, während die von Abbas installierte Regie-
rung von Salam Fayyad das Westjordanland kon-
trolliert, kann von einer solchen effektiven Staats-
macht nicht gesprochen werden. Abbas und seine 
Fatah hatten damit ein Interesse an der Bildung 
einer palästinensischen Einheitsregierung, um 
ihren Bemühungen um Anerkennung eines paläs-
tinensischen Staates bei den Vereinten Nationen 
mehr Nachdruck zu verleihen. 
Die Hamas war in der Zwischenzeit damit 
gescheitert, die Lebensbedingungen für die 1,5 Mil-
lionen Menschen im Gazastreifen nachhaltig zu 
verbessern. Die Blockade durch Israel und eine 
schlechte Regierungsführung hatten die Wirtschaft 
in Gaza zum Erliegen gebracht; Gazas Arbeitslo-
senrate ist nach wie vor eine der weltweit höchsten 
und die Unzufriedenheit innerhalb der Bevölke-
rung wächst seit langem. Angesichts der Protes-
te in den Nachbarstaaten erkannte die Hamas-
Regierung im Frühjahr 2011, dass sie die Gemüter 
besänftigen musste, wenn sie Massenproteste und 
eine drohende Revolution verhindern wollte. Eine 
tatsächliche Verbesserung der Lebensbedingun-
gen in Gaza ist jedoch nur durch eine Lockerung 
der Sanktionen und eine Aufhebung der Blocka-
de Gazas möglich, ein Ziel, das lediglich durch 
ein Zugehen auf die internationale Gemeinschaft 
erreicht werden kann. Der Druck aus der Bevölke-
rung führte somit zu einer neuen Kompromissbe-
reitschaft der Hamas. 
Die wichtigsten Faktoren, die ein Umdenken 
bei Hamas und Fatah erforderlich machten und die 
verfeindeten Bewegungen letztendlich zur Unter-
zeichnung des Versöhnungsabkommens von Kai-
ro motivierten, waren jedoch die Umbrüche in den 
arabischen Nachbarstaaten – zuvorderst der Sturz 
des Mubarak-Regimes in Ägypten, dem engsten Ver-
bündeten der Fatah in der Region. Als starker Geg-
ner islamistischer Strömungen hatte Hosni Muba-
rak die Fatah in ihrem Kampf gegen die Hamas 
unterstützt und die Blockade des Gazastreifens 
von ägyptischer Seite her aufrecht erhalten. Nach 
der Beseitigung des Mubarak-Regimes sah sich die 
Fatah-Bewegung daher gezwungen, schnell zu ver-
lässlichen Absprachen mit den neuen ägyptischen 
Machthabern zu kommen. Als der ägyptische Mili-
tärrat, der die Regierung Mubaraks vorübergehend 
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abgelöst hatte, den Wunsch äußerte, zwischen den 
verfeindeten palästinensischen Parteien zu vermit-
teln, konnte es sich die Fatah daher nicht leisten, 
den mächtigen Nachbarn Ägypten zu verprellen, 
der gerade ein immenses Prestige in der arabischen 
Welt gewonnen hatte. 
In der Hamas hingegen überwog die Genug-
tuung, es mit einem neutralen Vermittler zu tun 
zu haben, der nicht einseitig den politischen Geg-
ner bevorzugt. Der ägyptische Militärrat versprach 
zudem ökonomische Hilfe für Gaza und eine Öff-
nung des Rafah-Grenzübergangs zu Ägypten. 
Gleichzeitig geriet die Hamas durch die Gescheh-
nisse in Syrien zunehmend unter Druck. Das 
Assad-Regime, das durch die Proteste in Syrien 
ins Wanken geriet, war nicht nur der Hauptspon-
sor der Hamas gewesen, sondern hatte auch das 
Politbüro der Islamisten in Damaskus beherbergt. 
Aufgrund der Unsicherheit bezüglich der Situ-
ation in Syrien begann sich die Hamas im Früh-
jahr 2011 jedoch nach neuen Sponsoren und Ver-
bündeten umzusehen. Assads brutales Vorgehen 
gegen die überwiegend sunnitischen Demonstran-
ten zwang die Hamas schließlich, der öffentlichen 
Meinung zuliebe und in der Bemühung, die sunni-
tischen Machthaber in der arabischen Welt nicht zu 
verärgern, sich von ihrem langjährigen Patron zu 
distanzieren. Die Unterzeichnung des von ägypti-
scher Seite vermittelten Versöhnungsabkommens 
stellte im Rahmen dieser Suche nach neuen Alli-
anzen und Förderern und in Anbetracht der geo-
grafischen Nähe Ägyptens zum Gazastreifen eine 
konsequente Reaktion der Hamas dar (Pettengill 
und Ahmed 2011).  
Das Kairo-Abkommen vom Mai 2011
Das Versöhnungsabkommen, das von den Ver-
tretern der Hamas, der Fatah und allen anderen 
palästinensischen Fraktionen am 4. Mai 2011 in 
Kairo unterzeichnet worden war, sieht eine Über-
gangsregierung, bestehend aus Unabhängigen und 
Technokraten, vor, die im Konsens gebildet wer-
den soll. Hauptaufgabe dieser Einheitsregierung 
soll die Vorbereitung von Parlaments- und Präsi-
dentschaftswahlen sowie von Wahlen des Paläs-
tinensischen Nationalrates (PNC) sein, die laut 
Abkommen ein Jahr nach Unterzeichnung hätten 
stattfinden sollen. Weitere Aufgaben der Einheits-
regierung stellen die Überwindung der palästinen-
sischen Spaltung auf sozialer und administrativer 
Ebene, die Beendigung der Blockade des Gaza-
streifens und der dortige Wiederaufbau dar. Ein 
weiterer wichtiger Punkt des Abkommens ist die 
Integration der Hamas in die PLO, der einzigen 
international anerkannten „Repräsentantin des 
palästinensischen Volkes“. Auch soll der Palästi-
nensische Legislativrat (PLC) reaktiviert und die 
separaten Sicherheitsapparate langfristig zusam-
mengeführt werden. Als wichtige vertrauensbil-
dende Maßnahme haben sich beide Seiten zudem 
zur Freilassung politischer Gefangener verpflich-
tet. Damit adressiert das Kairo-Abkommen wich-
tige Punkte zur Förderung des Versöhnungspro-
zesses zwischen Fatah und Hamas. Gleichzeitig 
werden aber auch viele relevante Fragen offen 
gelassen. Sowohl für die Bildung einer Einheits-
regierung als auch für die Integration der Hamas 
in die PLO und die Zusammenführung von Ins-
titutionen sind konfliktträchtige Entscheidungen 
notwendig, an denen die Implementierung des 
Versöhnungsabkommens scheitern kann. Das Kai-
ro-Abkommen ist somit nicht mehr als ein „agree-
ment to agree“, ein erster Schritt auf dem steinigen 
Weg zur Versöhnung, der nur mit großer Kompro-
miss- und Opferbereitschaft beider Parteien bewäl-
tigt werden kann. 
Ein zusätzliches Hindernis für die Implemen-
tierung des Versöhnungsabkommens stellen die 
negativen Reaktionen Israels und der USA dar. Der 
israelische Ministerpräsident Netanjahu äußerte, 
dass sich Präsident Abbas zwischen Frieden mit 
Israel und Frieden mit der Hamas entscheiden 
müsse; ein Frieden mit beiden sei nicht möglich. 
Israel würde in keinem Fall mit einer palästinen-
sischen Regierung verhandeln, an der die Hamas, 
die sich weigert, das Existenzrecht Israels anzu-
erkennen und der Anwendung von Gewalt abzu-
schwören, beteiligt ist. Gleichzeitig machte er deut-
lich, dass die Durchführung von Wahlen in den 
palästinensischen Gebieten von israelischer Seite 
nicht erwünscht sei und jedenfalls in Ost-Jerusalem 
unterbunden würde. Auch wurde mit einer erneu-
ten Einstellung des Transfers palästinensischer 
Steuereinnahmen gedroht, sollte Präsident Abbas 
eine palästinensische Einheitsregierung unter Mit-
wirkung der Hamas etablieren. Die USA, die sich 
gesetzlich dazu verpflichtet haben, die Finanzie-
rung einer palästinensischen Einheitsregierung mit 
jeglicher Form von Beteiligung der Hamas zu unter-
lassen, drohten ebenfalls mit einer Einstellung von 
Zahlungen an die von Salam Fayyad geleitete PA, 
sollte eine solche Einheitsregierung tatsächlich die 
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Macht in den palästinensischen Gebieten überneh-
men. Auch europäische Staaten äußerten Besorgnis 
über die Aussicht auf eine Regierungsbeteiligung 
der Hamas (ICG 2011). Angesichts dieser Reaktio-
nen und der katastrophalen wirtschaftlichen Lage, 
die bei einem internationalen Zahlungsstopp im 
Westjordanland ausbrechen würde, ist es fraglich, 
ob sich Präsident Abbas tatsächlich um die Etablie-
rung einer Einheitsregierung bemühen wird. Auch 
die Hamas hätte durch die Implementierung des 
Versöhnungsabkommens viel zu verlieren und es 
erscheint unrealistisch, dass sie in naher Zukunft 
bereit sein wird, ihre Macht im Gazastreifen für die 
vage Aussicht auf palästinensische Einheit aufzu-
geben. Damit stellt sich die Frage, inwieweit das 
Abkommen überhaupt das Potenzial besitzt, zu 
einer Versöhnung zwischen Hamas und Fatah zu 
führen. 
Umsetzung oder Aussetzung?
Die Implementierung des Kairo-Abkommens wur-
de zunächst aufgrund der Schwierigkeiten, sich 
auf einen Ministerpräsidenten für die Einheitsre-
gierung zu einigen, sowie Bemühungen von Abbas 
um Anerkennung Palästinas bei den Vereinten 
Nationen und der Ereignisse des Arabischen Früh-
lings aufgeschoben. Im November und Dezember 
2011 trafen sich Mahmud Abbas und der Vorsit-
zende des Politbüros der Hamas, Khaled Meshal, 
zu weiteren Gesprächen und unterzeichneten 
Anfang Februar 2012 ein zweites Versöhnungs-
abkommen in Doha, in dem sie sich auf die Bil-
dung einer Einheitsregierung einigten, der Abbas 
als Ministerpräsident vorstehen soll. Diese Verein-
barung, die einen ungeheuren Machtzuwachs für 
Abbas bedeutet, wurde von mehreren Führungs-
kräften der Hamas stark kritisiert und offenbar-
te Differenzen innerhalb der islamistischen Wider-
standsbewegung. 
Die Umsetzung der Abkommen von Kairo 
und Doha wurde im Folgenden von beiden Bewe-
gungen unter gegenseitigen Schuldzuweisun-
gen verzögert. Vertreter der Hamas warfen der 
Fatah-Bewegung vor, die Bildung einer Einheits-
regierung aufgrund des von Israel und den USA 
ausgeübten Drucks aufzuschieben. Fatah-Ange-
hörige beschuldigten die Hamas, durch ihre Wei-
gerung, die Vorbereitung von Wahlen durch das 
zentrale Wahlkomitee in Gaza zu ermöglichen, den 
Versöhnungsprozess zum Scheitern zu bringen. 
Da die Durchführung von Wahlen in den paläs-
tinensischen Gebieten von der Zustimmung Isra-
els abhängig ist, erscheint es unrealistisch, dass in 
naher Zukunft palästinensische Wahlen stattfin-
den können, zumal sowohl Hamas als auch Fatah-
Vertreter erklärt haben, Wahlen in Palästina nur 
durchführen zu wollen, wenn auch die Bevölke-
rung Ost-Jerusalems ihre Stimme abgeben kann. 
Vertreter der Hamas argumentieren daher, dass es 
keinen Sinn mache, mit der Vorbereitung von Wah-
len zu beginnen, wenn diese ohnehin nicht stattfin-
den werden. Fatah hingegen erklärte, keine Über-
gangsregierung bilden zu wollen, die schließlich 
jahrelang ohne demokratisches Mandat an der 
Macht bleibe. 
Im Mai 2012 fanden dennoch weitere Gesprä-
che zwischen den Parteien in Kairo statt, in denen 
sie sich auf Details bezüglich der geplanten Über-
gangsregierung einigten, und vereinbarten, dass 
das zentrale Wahlkomitee wenige Tage später sei-
ne Arbeit in Gaza aufnehmen soll. Auch bei die-
ser Übereinkunft handelte es sich jedoch um leere 
Worte, denn die Vereinbarungen wurden bis heute 
nicht eingehalten. Am 2. Juni 2012, einen Tag bevor 
das Wahlkomitee mit seiner Arbeit im Gazastreifen 
beginnen sollte, wurde es von der Hamas in seiner 
Arbeit behindert. Als Begründung führte die Hamas 
an, dass die Vorbereitung freier und fairer Wahlen 
zunächst die Einstellung des repressiven Vorge-
hens gegen Mitglieder und Anhänger der Hamas 
im Westjordanland erfordere, sowie – entspre-
chend den Festlegungen im Kairoer Abkommen – 
die Freilassung politischer Gefangener durch die 
Fatah. Die Führungskräfte der Fatah behaupteten 
jedoch, keine politischen Gefangenen festzuhalten 
und unterstellten der Hamas daraufhin, den Ver-
söhnungsprozess torpedieren zu wollen. Seitdem 
haben keine offiziellen Gespräche mehr zwischen 
Vertretern der Hamas und der Fatah stattgefunden. 
Obwohl beide Bewegungen weiterhin beteuern, 
an dem Versöhnungsprozess festhalten zu wol-
len, scheint es, als sei das tatsächliche Interesse an 
der Umsetzung der unterzeichneten Abkommen 
gering. Die PA im Westjordanland, mit der Prä-
sident Abbas und seine Fatah assoziiert werden, 
kämpft momentan trotz internationaler Finanz-
hilfen mit einer Finanzkrise und war im Juni 2012 
nicht in der Lage, ihren Angestellten Gehälter aus-
zuzahlen, was die Unzufriedenheit der Bevölke-
rung verstärkte. Sollte das Vorantreiben des Ver-
söhnungsprozesses Israel und die USA tatsächlich 
zu einem Zahlungsstopp bewegen, würde es zu 
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einer gravierenden Wirtschaftskrise im Westjord-
anland kommen, die der schwindenden Popula-
rität der PA den Todesstoß versetzen könnte. Ihr 
radikales Vorgehen gegen Demonstranten, die 
Sperrung von Internetseiten und die Verhaftun-
gen kritischer Journalisten haben der PA in letzter 
Zeit viel Kritik eingehandelt. Der einzige Trumpf, 
den die PA mit einem Verweis auf die Zustände 
im Gazastreifen immer wieder ausspielen kann, 
ist ihre internationale Legitimität. Die Befürch-
tung, diesen Trumpf durch eine Annährung an die 
Hamas zu verspielen und gleichzeitig einen Macht-
verlust zu riskieren, hält Präsident Abbas bis heu-
te davon ab, den Versöhnungsprozess durch die 
Etablierung einer Einheitsregierung voranzutrei-
ben. Die Hamas hingegen befürchtet, dass Abbas 
den Versöhnungsprozess dazu ausnutzen könn-
te, sich selbst in einem besseren Licht zu präsen-
tieren. Durch die Etablierung einer Einheitsre-
gierung könnte die Fatah zudem im Gazastreifen 
wieder politisch Fuß fassen und die Hamas in ihrer 
unangefochtenen Machtposition bedrohen. Viele 
haben zudem Angst davor, dass es im Gazastreifen 
zu Racheakten durch Mitglieder der Fatah kom-
men könnte, die Vergeltung für die Geschehnis-
se von Juni 2007 nehmen wollen. Angesichts des 
Wahlsiegs der Muslimbrüder in Ägypten hofft die 
Hamas, ihre primären Ziele einer höheren interna-
tionalen Legitimität und Lockerung der Blockade 
bereits durch die Unterstützung der ägyptischen 
Brüder erreichen zu können. Eine Versöhnung mit 
der Fatah bietet für sie daher im Moment kaum 
Vorteile, sondern nur das Risiko eines Machtver-
lustes (Brown 2012). 
Eine Umsetzung des Kairo-Abkommens scheint 
unter diesen Umständen in naher Zukunft nicht 
absehbar. Dennoch ist die Hoffnung auf Überwin-
dung der palästinensischen Spaltung noch nicht 
verloren. Sollte Israel sein Einverständnis für die 
Durchführung von Wahlen in allen Teilen der 
palästinensischen Gebiete geben und die interna-
tionale Gemeinschaft eine Aufrechterhaltung der 
Finanzströme an die PA garantieren, würden der 
Fatah die Argumente ausgehen, um eine Umset-
zung des Abkommens weiter zu verzögern. Gleich-
zeitig könnte die Hamas durch erhöhten Druck 
potenzieller Sponsoren zur Implementierung 
angehalten werden. Solange die USA und Israel 
jedoch an ihrer kompromisslosen Haltung gegen-
über einer Regierungsbeteiligung der Hamas fest-
halten, werden die verfeindeten Parteien das Ver-
söhnungsabkommen von Kairo trotz gegenteiliger 
Beteuerungen aller Wahrscheinlichkeit nach lang-
fristig auf Eis legen. Dadurch würde sich die paläs-
tinensische Spaltung weiter verfestigen und dem 
Argument Israels weiteren Nachdruck verleihen, 
wonach ein Verhandlungsfrieden nicht möglich 
sei, weil Präsident Abbas nicht alle Palästinenser 
vertrete. 
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